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Antrag 

der Fraktionen der CDU/CSU, PDP, GB/BHE, DP 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

Über den Verkehr mit Fischen und Fisdiwaren 
(Fisdigesetz) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

ERSTER ABSCHNITT 
Marktausgleich 
§1 

Begriff sbestimmungen, Geltung^ber eich 

(1) Fische im Sinne dieses Gesetzes sind 
Seefische, Schal- und Krustentiere. Fisch- 
waren sind Erzeugnisse aus Seefischen ein- 
schließlich Fischmehl. 

(2) Dieses Gesetz gilt nicht für Fänge der 
deutschen Binnenfischerei. 

(3) Die §§ 3 bis 7 gelten nur für Seefische 
und für Erzeugnisse aus Seefischen. 

S 2 

Versorgungsplan, Einfuhrbeschränkungen 

(1) Um eine geordnete und gleichmäßige 
Versorgung der Bevölkerung mit Fischen und 
Fischwaren sicherzustellen, stellt der Bundes- 
mimster für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten (Bundesminister) im Benehmen mit 
den für die Fischwirtschaft zuständigen ober- 
sten Landesbehörden (oberste Landesbehör- 
den) für jedes Wirtschaftsjahr (1. Januar bis 
31. Dezember) im Rahmen eines Versor- 
gungsplanes fest, welche Mengen von Fischen 
voraussichtlich aus Elgenanlandungen zur 
Verfügung stehen und welche Mengen von 
Fischen und Fischwaren zur Deckung des Be- 


darfs eingeführt werden müssen. Besteht ein 
Marktverband, so ist er zu hören. 

(2) Zur Sicherstellung einer gleichmäßigen 
Versorgung können Fristen mit den in Be- 
tracht kommenden Ausfuhrländern verein- 
bart werden, innerhalb derer die Einfuhr be- 
stimmter Fische und Fischwaren beschränkt 
wird (Schonfristen), soweit nicht multilate- 
rale Verträge entgegenstehen. 

S 3 

Marktstützung 

(1) Der Bundesminister kann den Betrie- 
ben der Seefischerei im Benehmen mit den 
obersten Landesbehörden der Küstenländer 
Stützungsbeträge aus Beiträgen zur Markt- 
stützung (§ 4) gewähren, wenn für den 
menschlichen Genuß taugliche Fische aus 
deutschen Anlandungen in deutschen Häfen 
nicht zu einem Mindestsatz für den mensch- 
lichen Verzehr abgesetzt und ideshalb zu 
Fischmehl verarbeitet werden. Der Bundes- 
minister bestimmt den Mindestsatz im Ein- 
vernehmen mit dem Bundesminister für 
Wirtschaft. Der Mindestsatz soll unter den 
Gestehungskosten liegen. Der Fischmehlroh- 
stoffpreis und der Stützungsbetrag dürfen zu- 
sammen den Mindestsatz nicht überschreiten. 
Ein Rechtsanspruch auf Gewährung von 
Stützungsbeträgen besteht nicht. 

(2) Der Bundesminister hat Im Benehmen 
mit den obersten Landesbehörden der 
Küstenländer die Voraussetzungen für die 
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Gewälhrung von Stützungsbeträgen bekannt- 
zumachen. 

(3) Besteht ein Marktverband, so ist er im 
Falle des Absatzes 1 Satz 1 und -des Ab- 
satzes 2 zu hören. 

S 4 

Beitrag zur Marktstützung 

(1) Zur Marktstützung (§ 3) wird von den 
inländischen Betrieben der Hochsee-, Großen 
Herings-, Kutter- und Küstenfischerei ein 
Beitrag erhoben. Betriebe der Großen He- 
ringsfischerei sind nur beitragspflichtig, so- 
weit sie Seefischmärkte beschicken. 

(2) Der Beitrag wird nach der Menge der 
in deutschen Häfen angelandeten Fische und 
Fischwaren bemessen; er darf zwei Deutsche 
Mark je 100 kg Fische und Fisch waren nicht 
übersteigen. Der Bundesminister erläßt durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bundesrates Bestimmungen über die Höhe 
des Beitragt und seine Erhebung. 

(3) Der Bundesminister verwendet die Bei- 
träge nach Anhörung des Beirates (§ 5); er 
kann sie bis zur endgültigen Verwendung 
den Seefischmarktgesellschaften der Küsten- 
länder als Darlehen für Zwecke der Fisch- 
wirtschaft überlassen. 

(4) Der Beitrag wird nach den Vorschrif- 
ten der Reichsabgabenordnung und ihrer 
Durchführungsbestimmungen beigetrieben, 

(5) Die Verwendung der Beiträge unter- 
liegt der Rechnungsprüfung durch den Bun- 
desrechnungshof. 

§ 5 

Beirat für Stützungsmaßnahmen 

(1) Zur Beratung des Bundesministers bei 
der Durchführung von Stützungsaufgaben 
(§ 3) wird ein Beirat gebildet. Er besteht aus: 

1. einem Vertreter des Bundesministers als 
Vorsitzenden, 

2. je einem Vertreter der obersten Landes- 
behörden der Küstenränder, 

3. zwei Vertretern der obersten Landesbe- 
hörden der übrigen Länder, die der Bun- 
desrat bestimmt, 

4. vier Vertretern der Seefischerei, 

5. zwei Vertretern der Verbraucher. 

(2) Der Bundesminister regelt die Bildung 
des Beirates im einzelnen. 


(3) Die in Absatz 1 Nr. 3 und 4 genann- 
ten Vertreter sind an Weisungen nicht ge- 
bunden. Ihre Tätigkeit ist ehrenamtlich. 

S 6 

Beiträge zur Förderung des Fischabsatzes 

(1) Zur Förderung des Fischabsatzes wer- 
den Beiträge erhoben 

1. von den Betrieben der Hochsee-, Kutter- 
tmd Küstenfischerei, 

2. von Betrieben, die Fische oder Fisch- 
waren auf den Seefischmärkten als erste 
Abnehmer oder vom Ausland erwerben. 

(2) Der Beitrag wird nach der Menge der 
in deutschen Häfen angelandeten Fische und 
Fischwaren oder der erworbenen Fische und 
Fischwaren — ausschließlich Fischmehl — 
bemessen; er darf 0,10 Deutsche Mark je 
100 kg Fische und Fischwaren nicht über- 
steigen. 

(3) Im übrigen gelten die Bestimmungen 
des § 4 Abs, 2 Satz 2 und Abs. 4 und 5 
sinngemäß. 

§ 7 

Marktverband 

(1) Der Bundesminister kann einen Zu- 
sammenschluß der berufsständischen Orga- 
nisationen der Fischwirtschaft, der für das 
Bundesgebiet gebildet ist, als Marktverband 
anerkennen, wenn er folgende Voraussetzun- 
gen erfüllt: 

1. Zu seinen satzungsgemäßen Aufgaben 
müssen gehören 

a) Beobachtung, Berichterstattung und 
Statistik über den Markt, 

b) Förderung der Fischwirtschaft, insbe- 
sondere des Absatzes und der Wer- 
ibung, 

c) die fachliche Unterrichtung der be- 
rufsständischen Organisationen. 

2. Durch die Satzung muß den Ver- 
brauchern eine angemessene Vertretung 
in den Organen des Marktverbandes ge- 
sichert sein. 

3. Der Marktverband muß sich der Aufsicht 
des Bundesministers unterstellen. 

(2) Der Bundesminister soll sich des Markt- 
verbandes zur Vorbereitung und Durchfüh- 
rung der in diesem Gesetz vorgesehenen 
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Aufgaben bedienen. Hoheitliche Aufgaben 
dürfen dem Marktverband nicht übertragen 
werden. 

§ 8 

Marktregelung bei Krabben 

(1) Die obersten Landesbehörden der 
Küstenränder können 

1. die Fangzeit für Krabben (Garnelen), 

2. die Ablieferung von Krabben (Garnelen), 
die nicht als Speisekrabben in den Ver- 
kehr gelangen, an bestimmte Be- und 
Verarbeitungsbetriebe, 

3. den Umfang der Verarbeitung zu Futter- 
zwecken, 

4. eine Anbletungspflicht der Be- und Ver- 
arbeitungsbetriebe für Erzeugnisse aus 
Futterkrabben, 

5. zur Förderung des Fanges und des Ab- 
satzes von Krabben die Erhebung von 
Abgaben, die 0,20 Deutsche Mark je 
100 kg Futterkrabben nicht übersteigen 
dürfen, von den Betrieben der Krabben- 
fischerei 

vorschreiben. Sie können auch Preise für 
Futterkrabben (Garnelen) festsetzen. 

(2) Die obersten Landesbehörden der 
Küstenländer können für Miesmuscheln dem 
Absatz 1 entsprechende Regelungen treffen. 

ZWEITER ABSCHNITT 
Allgemeine Bestimmungen 
§ 9 

Meldepflicht 

Der Bundesminister kann durch Rechts- 
verordnung mit Zustimmung des Bundes- 
rates bestimmen, daß zu melden haben: 

1. Be- und Verarbeitungsbetriebe der Fisch- 
wirtschaft den Erwerb, die Be- und Ver- 
arbeitung, den Absatz und die Vorräte 
von Fisdien und Fischwaren sowie die 
Herstellung von Fischwaren, 

2. Betriebe, die Fischmehl, Fischöl oder 
Tran hers teilen, den Erwerb und die 
Verarbeitung von Fischen und Fisch- 
abfällen sowie die Herstellung, den Ab- 
satz und die Vorräte an Fischmehl, Fisdi- 
öl und Tran, 

3. Betriebe des Küstengroßhandels den Er- 
werb, den Absatz und die Vorräte an 
Fischen und Fischwaren. 


§ 10 

Auskunftspflicht 

(1) Der Bundesminister und die obersten 
Landesbehörden sind auskunftsberechtigte 
Stellen im Sinne der Verordnung über Aus- 
kunftspflicht vom 13. Juli 1923 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 699, 723). 

(2) Der Bundesminister kann mit Zustim- 
mung des Bundesrates durch Rechtsverord- 
nung bestimmen, daß auch andere Dienst- 
stellen, die von ihm mit der Durchführung 
dieses Gesetzes und der dazu ergehenden 
Durchführungsbestimmungen beauftragt wer- 
den, auskunftsberechtigt Im Sinne des § 1 
der Verordnung über Auskunftspflicht sind. 

(3) Für das Auskunftsverlangen und die 
Auskunftspflidit gelten die Bestimmungen der 
Verordnung über Auskunftspflicht mit Aus- 
nahme des § 4 Abs. 2 und des § 6. 

§ 11 

Verschwiegenheitspflicht 

Die Mitglieder des Beirates (§ 5) und der 
Organe des Marktverbandes (§ 7) sowie 
dessen Angestellte sind vorbehaltlich der 
dienstlichen Berichterstattung und der An- 
zeige von Gesetzwidrigkeiten verpflichtet, 
über Einrichtungen und Geschäftsverhält- 
nisse, die durda ihre Tätigkeit Im Rahmen 
dieses Gesetzes oder der dazu ergehenden 
Durchführungsbestimmungen zu ihrer Kennt- 
nis gelangen, Verschwiegenheit zu beachten 
und sich der Mitteilung und der Verv/er- 
tung von Geschäfts- und Betriebsgeheim- 
nissen zu enthalten. Soweit sie nldit Beamte 
sind, sind sie auf die gewissenhafte Erfüllung 
ihrer Obliegenheiten nach ^ 1 der Verord- 
nung gegen Bestechung und Geheimnisver- 
rat nichtbeamteter Personen in der Fassung 
vom 22. Mai 1943 (Reichsgesetzbl. I S. 351) 
zu verpflichten. 

DRITTER ABSCHNITT 
Straf- und Schlußbestimmungen 

§ 12 

Zuwiderhandlungen 

Wer vorsätzlich oder fahrlässig 

1. die Auskünfte, zu denen er nach § 10 
verpflichtet ist, ganz oder teilweise ver- 
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weigert oder nicht in der gesetzten Frist 
erteilt oder unrichtige oder unvollstän- 
dige Angaben macht, 

2. Bestimmungen oder schriftlichen Einzel- 
verfügungen zuwidcrhandelt, die auf 
Grund dieses Gesetzes erlassen sind, so- 
fern diese ausdrücklich auf die Strafbe- 
stimmungen dieses Gesetzes verweisen, 

begeht eine Zuwiderhandlung im Sinne des 
Zweiten Abschnittes des Ersten Buches (§§ 6 
bis 21) des Wirtschaftsstrafgesetzes in der 
Fassung vom 25. März 1952 (Bundesgesetzbl. 
I S. 190). 

§ 13 

Land Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe der §§13 
und 14 des Gesetzes über die Stellung des 
Landes Berlin im Finanzsystem des Bundes 
(Drittes Überleitungsgesetz) vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Lande 
Berlin. 

§ 14 

Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt am in 

Kraft. 

(2) Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 
treten entgegenstehende Bestimmungen außer 
Kraft, insbesondere 

1. die Verordnung über die Regelung der 
Versorgung mit Fischen und Fischwaren 
vom 7. September 1939 (Reichsgesetzbl. I 
S. 1734), 


2. die Verordnung über den Zusammen- 
sdiluß der deutschen Fischwirtschaft vom 
1. April 1935 (Reichsgesetzbl. I S. 542) in 
der Fassung der Verordnung vom 
30. April 1937 (Reichsgesetzbl. I S. 580), 

3. die Anordnung des Reichsbauernführers, 
betreffend Satzung der Hauptvereinigung 
der deutschen Fischwirtschaft vom 13. Juni 
1935 (Reichsnährstandsverordnungsbl. S. 
307) in der Fassung der Anordnungen 
vom 3. März 1936 (RNVbl. S. 143), 
29. April 1936 (RNVbl. S. 223) und 
16. November 1936 (RNVbl. S. 580) und 
7. Mai 1942 (RNVbl. S. 153), 

4. die Anordnungen der Hauptvereinigung 
der deutschen Fischwirtschaft und ihrer 
Außenstellen, 

5. das Gesetz über die Erhebung von Ab- 
gaben auf dem Gebiete der Ernährungs- 
wirtschaft vom 28. Juli 1950 (Bundes- 
gesetzbl. S. 340). 

Bonn, den 21. Januar 1954 

Struve 

Dr. Dr. h. c. Müller (Bonn) 

Dr. von Brentano und Fraktion 

Dannemann 

Dr. Dehler und Fraktion 

Haasler und Fraktion 

Dr. von Merkatz und Fraktion 
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